
 

 

ÖPNV muss öffentlich bleiben und sozial gestaltet  werden 
 
Im Streik der Bus- und Straßenbahnfahrer in Darmstadt reagierte die 
Geschäftsleitung der HEAG Mobilo mit einer sogenannten Betriebsstilllegung. 
Diese Maßnahme, die für die Beschäftigten einer Aussperrung gleichkommt, wird 
von uns abgelehnt. 
Die nicht gewerkschaftlich organisierten Kolleginnen und Kollegen müssen 
dadurch Einkommenseinbußen von bis zu 700 € hinnehmen. 
Wir sind darüber erstaunt, dass die Aufsichtsratsvorsitzende Ellen Schüssler 
(Bündnis 90/Die Grünen) dieser Maßnahme zugestimmt hat. Der grüne 
Oberbürgermeister Jochen Partsch hat zu der Betriebsstilllegung öffentlich keine 
Position bezogen.  
 
Die SPD Darmstadt fordert: 
 
•  Alle Unternehmen, welche die Mobilität im ÖPNV in Darmstadt 

sicherstellen, müssen auch in Zukunft öffentlich kontrolliert bleiben. 
•  Die Löhne, die wegen der Betriebsstillegung nicht gezahlt wurden, sollen 

umgehend ausgezahlt werden. 
•  Bus- und Straßenbahnfahrer schaffen eine wichtige Grundlage für das 

öffentliche Leben und müssen besser entlohnt werden. 
•  Die Geschäftsführung muss für ein gutes Betriebsklima sorgen. 
•  Die Spitzen von Stadt und HEAG Mobilo müssen sich der sozialen 

Verantwortung der Stadtwirtschaft bewusst sein. 
 
Die SPD Darmstadt hat mit ihren Forderungen für eine Soziale Verkehrsoffensive 
zahlreiche Vorschläge gemacht, wie der ÖPNV mit der modernen Mobilität in 
Darmstadt neu organisiert werden kann. Dazu gehören die Stärkung des 
Schienenverkehrs und die Einführung eines Sozialtickets.  
Wer mehr darüber wissen möchte, findet das gesamte Konzept unter 
 www.spd-darmstadt.de . 
 
Tim Huß;     Michael Siebel;  
Stellvertretender Vorsitzender  Oberbürgermeisterkandidat für Darmstadt 
Verkehrspolitischer Sprecher   Fraktionssprecher der SPD im Stadtparlament 
der SPD Darmstadt   der SPD Fraktion 
 
Anne Marquardt;   Brigitte Zypries; 
Stellvertretende Vorsitzende   Vorsitzende der SPD Darmstadt 
der SPD Darmstadt   Mitglied des Deutschen Bundestages 
Sozialpolitische Sprecherin  
der SPD Fraktion 
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